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Änderungsantrag 6
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Jordaniens Wirtschaft wird erheblich 
beeinträchtigt durch Ereignisse im Land, 
die im Zusammenhang mit den sich seit 
Ende 2010 im südlichen Mittelmeerraum 
vollziehenden – unter der Bezeichnung 
„Arabischer Frühling“ bekannten –
Entwicklungen stehen, sowie durch die 
nicht nachlassende Unruhe in der Region, 
insbesondere in den Nachbarländern 
Ägypten und Syrien. In einem schwieriger 
werdenden globalen Umfeld führten die 
wiederholten Unterbrechungen der 
Erdgaslieferungen aus Ägypten, die 
Jordanien zwangen, die Gasimporte aus 
Ägypten durch teurere Brennstoffe für die 
Elektrizitätserzeugung zu ersetzen, und der 
große Zustrom von Flüchtlingen aus Syrien 
zu erheblichen Finanzlücken in 
Zahlungsbilanz und Haushalt.

(2) Jordaniens Wirtschaft wird erheblich 
beeinträchtigt durch Ereignisse im Land, 
die im Zusammenhang mit den sich seit 
Ende 2010 im südlichen Mittelmeerraum 
vollziehenden – unter der Bezeichnung 
„Islamistischer Winter“ bekannten –
Entwicklungen stehen, sowie durch die 
nicht nachlassende Unruhe in der Region, 
insbesondere in den Nachbarländern 
Ägypten und Syrien. In einem schwieriger 
werdenden globalen Umfeld führten die 
wiederholten Unterbrechungen der 
Erdgaslieferungen aus Ägypten, die 
Jordanien zwangen, die Gasimporte aus 
Ägypten durch teurere Brennstoffe für die 
Elektrizitätserzeugung zu ersetzen, und der 
große Zustrom von Flüchtlingen aus Syrien 
zu erheblichen Finanzlücken in 
Zahlungsbilanz und Haushalt.

Or. nl

Änderungsantrag 7
Adam Bielan

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Jordaniens Wirtschaft wird erheblich 
beeinträchtigt durch Ereignisse im Land, 
die im Zusammenhang mit den sich seit 
Ende 2010 im südlichen Mittelmeerraum 
vollziehenden – unter der Bezeichnung
„Arabischer Frühling“ bekannten –
Entwicklungen stehen, sowie durch die 
nicht nachlassende Unruhe in der Region, 
insbesondere in den Nachbarländern 
Ägypten und Syrien. In einem schwieriger 
werdenden globalen Umfeld führten die 
wiederholten Unterbrechungen der 
Erdgaslieferungen aus Ägypten, die 
Jordanien zwangen, die Gasimporte aus 
Ägypten durch teurere Brennstoffe für die 
Elektrizitätserzeugung zu ersetzen, und der 
große Zustrom von Flüchtlingen aus Syrien 
zu erheblichen Finanzlücken in 
Zahlungsbilanz und Haushalt.

(2) Jordaniens Wirtschaft wird erheblich 
beeinträchtigt durch Ereignisse im Land, 
die im Zusammenhang mit den sich seit 
Ende 2010 im südlichen Mittelmeerraum 
vollziehenden – unter der Bezeichnung
„Arabischer Frühling“ bekannten –
Entwicklungen stehen, sowie durch die 
nicht nachlassende Unruhe in der Region, 
insbesondere in den Nachbarländern 
Ägypten und Syrien. In einem schwieriger 
werdenden globalen Umfeld führten die 
wiederholten Unterbrechungen der 
Erdgaslieferungen aus Ägypten, die 
Jordanien zwangen, die Gasimporte aus 
Ägypten durch teurere Brennstoffe für die 
Elektrizitätserzeugung zu ersetzen, und der 
große Zustrom von Flüchtlingen aus Syrien 
zu erheblichen Finanzlücken in 
Zahlungsbilanz und Haushalt und tragen 
außerdem zu den heftigen sozialen 
Spannungen in dem Land bei.

Or. pl

Änderungsantrag 8
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Seit Beginn des Arabischen Frühlings
hat die Union bei verschiedenen 
Gelegenheiten ihre Entschlossenheit zur 
Unterstützung Jordaniens bei seinem 
wirtschaftlichen und politischen 
Reformprozess zum Ausdruck gebracht. 
Dieses Engagement wurde in den 
Schlussfolgerungen der 10. Sitzung des 
Assoziationsrats zwischen der Union und 
Jordanien im Dezember 2012 erneut 
bekräftigt.

(3) Seit Beginn des Islamistischen Winters
hat die Union bei verschiedenen 
Gelegenheiten leider ihre 
verurteilungswürdige Entschlossenheit zur 
Unterstützung Jordaniens bei seinem 
wirtschaftlichen und politischen 
Reformprozess zum Ausdruck gebracht. 
Dieses verurteilungswürdige Engagement 
wurde in den Schlussfolgerungen der 10. 
Sitzung des Assoziationsrats zwischen der 
Union und Jordanien im Dezember 2012 
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leider erneut bekräftigt und sollte 
unverzüglich zurückgenommen werden.

Or. nl

Änderungsantrag 9
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Jordanien hat eine Reihe politischer 
Reformen eingeleitet, die vor allem zur 
Verabschiedung von über vierzig 
Verfassungsänderungen durch das 
jordanische Parlament im September 2011 
führten, was einen wichtigen Schritt auf 
dem Weg zu einem echten 
demokratischen System darstellt. Die
politische und wirtschaftliche
Unterstützung der Union für den 
Reformprozess Jordaniens steht im 
Einklang mit der im Kontext der ENP 
umrissenen Politik, die die Union 
gegenüber dem südlichen 
Mittelmeerraum verfolgt.

(4) Jordanien hat eine Reihe politischer 
Reformen eingeleitet, die vor allem zur 
Verabschiedung von über vierzig 
Verfassungsänderungen durch das 
jordanische Parlament im September 2011 
führten. Es sollte wahrlich keine Aufgabe 
der Union sein, politische und/oder 
finanzielle Unterstützung für (den 
Reformprozess) Jordaniens zu leisten.

Or. nl

Änderungsantrag 10
Marietje Schaake

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Jordanien hat eine Reihe politischer 
Reformen eingeleitet, die vor allem zur 
Verabschiedung von über vierzig 
Verfassungsänderungen durch das 
jordanische Parlament im September 2011 

(4) Jordanien hat eine Reihe politischer 
Reformen eingeleitet, die vor allem zur 
Verabschiedung von über vierzig 
Verfassungsänderungen durch das 
jordanische Parlament im September 2011 
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führten, was einen wichtigen Schritt auf 
dem Weg zu einem echten demokratischen 
System darstellt. Die politische und 
wirtschaftliche Unterstützung der Union 
für den Reformprozess Jordaniens steht im 
Einklang mit der im Kontext der ENP 
umrissenen Politik, die die Union 
gegenüber dem südlichen Mittelmeerraum 
verfolgt.

führten, was einen wichtigen Schritt auf 
dem Weg zu einem echten demokratischen 
System darstellt. Es gibt immer noch 
Gefährdungen der Menschenrechte und 
der Grundrechte, vor allem was die 
Freiheit der Meinungsäußerung und 
digitale Freiheiten anbelangt. Die 
politische und wirtschaftliche 
Unterstützung der Union für den 
Reformprozess Jordaniens sollte im 
Einklang mit der im Kontext der ENP 
umrissenen Politik, die die Union 
gegenüber dem südlichen Mittelmeerraum 
verfolgt, stehen.

Or. en

Änderungsantrag 11
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Im August 2012 schlossen die 
jordanischen Behörden und der 
Internationale Währungsfonds (IWF) eine 
Bereitschaftskreditvereinbarung mit einer 
Laufzeit von drei Jahren über 
364 Mio. SZR zur Unterstützung des 
wirtschaftlichen Anpassungs- und 
Reformprogramms Jordaniens.

(5) Im August 2012 schlossen die 
jordanischen Behörden und der 
Internationale Währungsfonds (IWF) leider 
eine Bereitschaftskreditvereinbarung mit 
einer Laufzeit von drei Jahren über 
364 Mio. SZR zur Unterstützung des 
wirtschaftlichen Anpassungs- und 
Reformprogramms Jordaniens. Diese 
verurteilungswürdige Einigung muss 
unverzüglich zurückgenommen werden.

Or. nl

Änderungsantrag 12
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 6
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Die Union hat im Rahmen ihres 
regulären Kooperationsprogramms zur 
Unterstützung von Jordaniens Agenda für 
politische und wirtschaftliche Reformen 
für den Zeitraum 2011 bis 2013 
293 Mio. EUR an Finanzhilfen 
bereitgestellt. Darüber hinaus erhielt 
Jordanien 2012 70 Mio. EUR aus dem 
SPRING-Programm zur „Förderung von 
Partnerschaft, Reformen und 
breitenwirksamem Wachstum“ und 
10 Mio. EUR an humanitärer Hilfe der 
Union zur Unterstützung syrischer 
Flüchtlinge.

(6) Die Union hat im Rahmen ihres 
regulären Kooperationsprogramms zur 
Unterstützung von Jordaniens Agenda für 
politische und wirtschaftliche Reformen 
für den Zeitraum 2011 bis 2013 leider 
293 Mio. EUR an Finanzhilfen 
bereitgestellt. Darüber hinaus erhielt 
Jordanien 2012 leider 70 Mio. EUR aus 
dem SPRING-Programm zur „Förderung 
von Partnerschaft, Reformen und 
breitenwirksamem Wachstum“ und 
10 Mio. EUR an humanitärer Hilfe der 
Union zur Unterstützung syrischer 
Flüchtlinge.

Or. nl

Änderungsantrag 13
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Da nach Berücksichtigung der 
makroökonomischen Hilfen von IWF und 
Weltbank in der Zahlungsbilanz 
Jordaniens noch eine Finanzierungslücke 
verbleibt und die Zahlungsbilanz anfällig 
für exogene Schocks ist, weswegen die 
Währungsreserven auf einem 
angemessenen Niveau gehalten werden 
müssen, wird eine Makrofinanzhilfe unter 
den gegenwärtigen außergewöhnlichen 
Umständen als angemessene Antwort auf 
das Ersuchen Jordaniens angesehen. Die 
Makrofinanzhilfe der Union für 
Jordanien (die „Makrofinanzhilfe der 
Union“) würde die wirtschaftliche 
Stabilisierung und die 
Strukturreformagenda Jordaniens in 
Ergänzung der im Rahmen der 

(8) Die Union sollte keinerlei politische 
und/oder finanzielle Unterstützung für 
Jordanien leisten.
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Finanzierungsvereinbarung mit dem IWF 
bereitgestellten Mittel unterstützen.

Or. nl

Änderungsantrag 14
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Die Makrofinanzhilfe der Union sollte 
nicht lediglich die Programme und Mittel 
des IWF und der Weltbank ergänzen, 
sondern auch den zusätzlichen Nutzen des 
Engagements der Union gewährleisten. 
Die Kommission sollte sicherstellen, dass 
die Makrofinanzhilfe der Union rechtlich 
und inhaltlich mit den Maßnahmen in 
den verschiedenen Bereichen der 
Außenpolitik und mit anderen relevanten 
Politikbereichen der Union in Einklang 
steht.

entfällt

Or. nl

Änderungsantrag 15
Adam Bielan

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Die Makrofinanzhilfe der Union sollte 
nicht lediglich die Programme und Mittel 
des IWF und der Weltbank ergänzen, 
sondern auch den zusätzlichen Nutzen des 
Engagements der Union gewährleisten. Die 
Kommission sollte sicherstellen, dass die 
Makrofinanzhilfe der Union rechtlich und 
inhaltlich mit den Maßnahmen in den 

(9) Die Makrofinanzhilfe der Union sollte 
nicht lediglich die Programme und Mittel 
des IWF und der Weltbank ergänzen, 
sondern auch den zusätzlichen Nutzen des 
Engagements der Union gewährleisten. Die 
Kommission sollte sicherstellen, dass die 
Makrofinanzhilfe der Union rechtlich und 
inhaltlich mit den Maßnahmen in den 
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verschiedenen Bereichen der Außenpolitik 
und mit anderen relevanten 
Politikbereichen der Union in Einklang 
steht.

verschiedenen Bereichen der Außenpolitik 
und mit anderen relevanten 
Politikbereichen der Union sowie – soweit 
möglich – mit den Maßnahmen anderer 
mit ihr zusammenarbeitender 
internationaler Einrichtungen in Einklang 
steht.

Or. pl

Änderungsantrag 16
Tokia Saïfi

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 9 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9a) Die Makrofinanzhilfe der Union für 
Jordanien muss den allgemeinen 
Grundsätzen der Außenpolitik der Union 
entsprechen und die Grundrechte und 
-werte unterstützen, die die Unionsmittels 
ihres auswärtigen Handelns fördert, vor 
allem die Demokratie, die 
Rechtsstaatlichkeit, die gute 
Regierungsführung und die Achtung der 
Menschenrechte.

Or. fr

Änderungsantrag 17
Tokia Saïfi

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 9 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9b) Um die Kohärenz der in die Wege 
geleiteten Maßnahmen zu gewährleisten, 
müssen sich die Europäische Kommission 
und der EAD absprechen, bevor sie eine 
Makrofinanzhilfe abwickeln.
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Or. fr

Änderungsantrag 18
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Die spezifischen Ziele der 
Makrofinanzhilfe der Union sollten in der 
Stärkung der Effizienz, Transparenz und 
Rechenschaftspflicht der öffentlichen 
Finanzverwaltungssysteme in Jordanien 
und der Förderung von Strukturreformen 
mit dem Ziel der Unterstützung eines 
nachhaltigen, breitenwirksamen 
Wachstums, der Schaffung von 
Arbeitsplätzen und der 
Haushaltskonsolidierung bestehen. Diese 
Ziele sollten von der Kommission 
regelmäßig überwacht werden.

entfällt

Or. nl

Änderungsantrag 19
Adam Bielan

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Die spezifischen Ziele der 
Makrofinanzhilfe der Union sollten in der 
Stärkung der Effizienz, Transparenz und 
Rechenschaftspflicht der öffentlichen 
Finanzverwaltungssysteme in Jordanien 
und der Förderung von Strukturreformen 
mit dem Ziel der Unterstützung eines 
nachhaltigen, breitenwirksamen 
Wachstums, der Schaffung von 
Arbeitsplätzen und der 
Haushaltskonsolidierung bestehen. Diese
Ziele sollten von der Kommission 

(10) Die spezifischen Ziele der 
Makrofinanzhilfe der Union sollten in der 
Stärkung der Effizienz, Transparenz und 
Rechenschaftspflicht der öffentlichen 
Finanzverwaltungssysteme in Jordanien 
und der Förderung von Strukturreformen 
mit dem Ziel der Unterstützung eines 
nachhaltigen, breitenwirksamen 
Wachstums, der Schaffung von 
Arbeitsplätzen und der 
Haushaltskonsolidierung bestehen. Die 
Verwirklichung dieser Ziele sollte von der 
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regelmäßig überwacht werden. Kommission regelmäßig überwacht 
werden.

Or. pl

Änderungsantrag 20
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 1. Die Union stellt Jordanien eine 
Makrofinanzhilfe in Höhe von maximal 
180 Mio. EUR zur Unterstützung der 
wirtschaftlichen Stabilisierung und der 
wirtschaftlichen Reformen des Landes zur 
Verfügung. Mit der Finanzhilfe wird ein 
Beitrag zur Deckung des im laufenden 
IWF-Programm ermittelten 
Zahlungsbilanzbedarfs Jordaniens 
geleistet. 

Die Union sollte keinerlei politische 
und/oder finanzielle Unterstützung für 
Jordanien leisten.

2. Der volle Betrag der Makrofinanzhilfe 
wird Jordanien in Form von Darlehen zur 
Verfügung gestellt. Die Kommission wird 
ermächtigt, im Namen der Union die 
erforderlichen Mittel auf den 
Kapitalmärkten oder bei 
Finanzinstitutionen aufzunehmen, um sie 
an Jordanien weiterzuleihen. Die Laufzeit 
der Darlehen beträgt höchstens 15 Jahre.
3. Die Freigabe der Makrofinanzhilfe der 
Union erfolgt durch die Kommission im 
Einklang mit den zwischen dem IWF und 
Jordanien getroffenen Vereinbarungen 
und Absprachen und mit den wichtigsten 
Grundsätzen und Zielen der 
Wirtschaftsreformen, die in dem zwischen 
der EU und Jordanien geschlossenen 
Assoziierungsabkommen und dem im 
Rahmen der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik von der EU und 
Jordanien beschlossenen Aktionsplan für 
2010 bis 2015 festgelegt sind. Die 
Kommission informiert das Europäische 
Parlament und den Wirtschafts- und 
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Finanzausschuss regelmäßig über 
Entwicklungen bei der Verwaltung der 
Makrofinanzhilfe der Union und stellt 
ihnen die einschlägigen Dokumente zur 
Verfügung.
4. Die Makrofinanzhilfe der Union wird 
für die Dauer von zwei Jahren ab dem 
ersten Tag nach Inkrafttreten des in 
Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Memorandum of Understanding 
bereitgestellt.

Or. nl

Änderungsantrag 21
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, gemäß dem in Artikel 6 
Absatz 2 genannten Prüfverfahren mit 
den Behörden Jordaniens die an die 
Makrofinanzhilfe der Union geknüpften 
wirtschaftspolitischen und finanziellen 
Auflagen zu vereinbaren, die in einem 
Memorandum of Understanding 
festzulegen sind, das auch einen 
Zeitrahmen für ihre Erfüllung enthält 
(nachstehend „Memorandum of 
Understanding“). Die 
wirtschaftspolitischen und finanziellen 
Auflagen müssen mit den in Artikel 1 
Absatz 3 genannten Vereinbarungen und 
Absprachen in Einklang stehen. Diese 
Auflagen zielen insbesondere auf eine 
Stärkung der Effizienz, Transparenz und 
Rechenschaftspflicht der öffentlichen 
Finanzverwaltungssysteme in Jordanien 
ab, worunter auch die Verwendung der 
Makrofinanzhilfe der Union fällt. Die 
Fortschritte bei der Verwirklichung dieser 

Die Union sollte keinerlei politische 
und/oder finanzielle Unterstützung für 
Jordanien leisten.
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Ziele werden von der Kommission 
regelmäßig überprüft.
2. Die finanziellen Bedingungen der 
Finanzhilfe werden in einer zwischen der 
Kommission und den jordanischen 
Behörden zu schließenden 
Darlehensvereinbarung im Einzelnen 
festgelegt.
3. Während der Durchführung der 
Makrofinanzhilfe der Union prüft die 
Kommission die Zuverlässigkeit der für 
eine solche Finanzhilfe maßgeblichen 
Finanzregelungen, Verwaltungsverfahren 
und Mechanismen der internen und 
externen Kontrolle in Jordanien sowie die 
Einhaltung des vereinbarten Zeitrahmens 
durch Jordanien.
4. Die Kommission überprüft in 
regelmäßigen Abständen, ob die 
Wirtschaftspolitik Jordaniens mit den 
Zielen der Makrofinanzhilfe der Union 
übereinstimmt und ob die vereinbarten 
wirtschaftspolitischen Auflagen in 
zufriedenstellendem Maße erfüllt werden. 
Dabei stimmt sich die Kommission eng 
mit dem IWF und der Weltbank und, 
soweit erforderlich, mit dem Wirtschafts-
und Finanzausschuss ab.

Or. nl

Änderungsantrag 22
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Finanzhilfe der Union wird 
Jordanien unter den in Absatz 2 
genannten Bedingungen von der 
Kommission in zwei Darlehenstranchen 
zur Verfügung gestellt. Die Höhe der 
Tranchen wird im Memorandum of 

Die Union sollte keinerlei politische 
und/oder finanzielle Unterstützung für 
Jordanien leisten.
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Understanding festgelegt. 
2. Die Kommission macht die Freigabe 
der Tranchen von einer 
zufriedenstellenden Durchführung des 
IWF-Programms und der Erfüllung der 
im Memorandum of Understanding 
vereinbarten wirtschaftspolitischen und 
finanziellen Auflagen abhängig. Die 
Auszahlung der zweiten Tranche erfolgt 
frühestens drei Monate nach Freigabe der 
ersten Tranche.
3. Die Mittel der Union werden an die 
Zentralbank von Jordanien gezahlt. 
Vorbehaltlich der im Memorandum of 
Understanding festgelegten Bedingungen, 
einschließlich einer Bestätigung des 
verbleibenden Haushaltsbedarfs, können 
die Mittel der Union an das jordanische 
Finanzministerium als Endbegünstigten 
ausgezahlt werden.

Or. nl

Änderungsantrag 23
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Anleihe- und 
Darlehenstransaktionen im 
Zusammenhang mit der Makrofinanzhilfe 
der Union werden in Euro mit gleicher 
Wertstellung abgewickelt und dürfen für 
die Union weder die Gefahr einer 
Fristenänderung noch ein Wechselkurs-
oder Zinsrisiko oder sonstige 
kommerzielle Risiken mit sich bringen. 

Die Union sollte keinerlei politische 
und/oder finanzielle Unterstützung für 
Jordanien leisten.

2. Auf Ersuchen Jordaniens unternimmt 
die Kommission die notwendigen Schritte, 
um sicherzustellen, dass in die 
allgemeinen Darlehensbedingungen eine 
Klausel über vorzeitige Rückzahlung 
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aufgenommen wird. Der Klausel über 
vorzeitige Rückzahlung steht eine 
entsprechende Klausel in den 
Bedingungen für die 
Anleihetransaktionen der Kommission 
gegenüber.
3. Auf Ersuchen Jordaniens kann die 
Kommission, wenn die Umstände eine 
Verbesserung des Darlehenszinssatzes 
gestatten, ihr ursprüngliches Darlehen 
ganz oder teilweise refinanzieren oder die 
entsprechenden finanziellen Bedingungen 
neu festsetzen. Refinanzierungen und 
Neufestsetzungen erfolgen nach Maßgabe 
der in Absatz 1 genannten Bedingungen 
und dürfen weder zur Verlängerung der 
durchschnittlichen Laufzeit des 
betreffenden Darlehens noch zur 
Erhöhung des zum Zeitpunkt der 
Refinanzierung bzw. Neufestsetzung noch 
geschuldeten Kapitalbetrags führen.
4. Alle Kosten, die der Union durch die in 
diesem Beschluss vorgesehenen Anleihe-
und Darlehenstransaktionen entstehen, 
gehen zu Lasten Jordaniens.
5. Die Kommission unterrichtet das 
Europäische Parlament und den 
Wirtschafts- und Finanzausschuss über 
die Entwicklung der in den Absätzen 2 
und 3 genannten Transaktionen.

Or. nl

Änderungsantrag 24
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Makrofinanzhilfe der Union wird 
gemäß Verordnung (EU, Euratom) Nr. 
966/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25. Oktober 2012 über 

Die Union sollte keinerlei politische 
und/oder finanzielle Unterstützung für 
Jordanien leisten.
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die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Union und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG, 
Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates sowie 
deren Anwendungsbestimmungen 
umgesetzt. 
2. In dem Memorandum of 
Understanding sowie in der 
Darlehensvereinbarung, die mit den 
Behörden Jordaniens unterzeichnet 
werden, wird festgelegt, dass Jordanien 
geeignete Maßnahmen vorsieht, um 
Betrugsdelikte, Korruption und andere 
Unregelmäßigkeiten im Zusammenhang 
mit dieser Finanzhilfe zu verhindern bzw. 
dagegen vorzugehen. Zur Gewährleistung 
größerer Transparenz bei der Verwaltung 
und Auszahlung von Mitteln werden in 
dem Memorandum of Understanding und 
in der Darlehensvereinbarung des 
Weiteren Kontrollen durch die 
Kommission, einschließlich des 
Europäischen Amtes für 
Betrugsbekämpfung, die gegebenenfalls 
vor Ort vorgenommen werden, 
vorgesehen. Zusätzlich werden in diesen 
Vereinbarungen Prüfungen durch den 
Rechnungshof vorgesehen, die 
gegebenenfalls vor Ort vorgenommen 
werden.

Or. nl

Änderungsantrag 25
Laurence J.A.J. Stassen

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Kommission unterbreitet dem 
Europäischen Parlament und dem Rat 
alljährlich vor dem 30. Juni einen Bericht 
über die Durchführung dieses 

Die Union sollte keinerlei politische 
und/oder finanzielle Unterstützung für 
Jordanien leisten.
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Beschlusses im Vorjahr mit einer 
Bewertung der Durchführung. In dem 
Bericht wird der Zusammenhang 
zwischen den im Memorandum of 
Understanding festgelegten 
wirtschaftspolitischen Auflagen, der 
aktuellen Wirtschafts- und Finanzlage 
Jordaniens und den Beschlüssen der 
Kommission über die Auszahlung der 
einzelnen Tranchen der Makrofinanzhilfe 
der Union dargelegt. 
2. Spätestens zwei Jahre nach Ablauf des 
in Artikel 1 Absatz 4 genannten 
Bereitstellungszeitraums legt die 
Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Ex-post-
Bewertungsbericht vor.

Or. nl


